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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Obwohl Ende der siebziger Jahre eine Vernehmlassung positiv verlaufen war und das
Parlament 1989 mit einer Motion einen entsprechenden Auftrag erneuert hatte, zeigte
der Bundesrat bei der Vorlage eines Gesetzes über eine Bundesombudsstelle keine
Eile. Das EJPD hatte zwar einen Vorentwurf ausgearbeitet, der Bundesrat beschloss
aber, dieses seiner Ansicht nach nicht prioritäre Geschäft in der laufenden
Legislaturperiode nicht mehr in die Vernehmlassung zu geben. Der Nationalrat schloss
sich jetzt dieser Einschätzung an. Nationalrat Borel (sp, NE) hatte 1993 eine
parlamentarische Initiative eingereicht, welche dem Parlament erlauben sollte,
angesichts der zögerlichen Haltung des Bundesrats die Neuerung in eigener Regie
einzuführen. Obwohl die Kommission mit 16 zu 1 Stimmen für die Überweisung des
Vorstosses plädierte, folgte der Rat einem Ablehnungsantrag Sandoz (lp, VD), der das
Anliegen als überflüssig und angesichts der Lage der Bundesfinanzen als nicht opportun
kritisierte. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.1994
HANS HIRTER

Seit Januar 2011 sind die Angestellten des Bundes verpflichtet, Missstände am
Arbeitsplatz anzuzeigen. Whistleblower, also Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
Informationen über solche Missstände weitergeben, sind verpflichtet, ihre
Beobachtungen entweder ihren Vorgesetzten oder aber der Eidgenössischen
Finanzkontrolle, die als Anlaufstelle fungiert, zu melden. Mit dem Hinweis, dass diese
Möglichkeit noch zu wenig niederschwellig sei, dass nun aber vorerst das Funktionieren
der EFD als Meldestelle abzuwarten sei, zog Moser (glp, ZH) ihre 2009 eingereichte
Motion zurück (09.3286). 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.03.2011
MARC BÜHLMANN

Äusserst knapp mit 98 zu 93 Stimmen (keine Enthaltungen) nahm der Nationalrat eine
Motion Sollberger (svp, BL) an, mit welcher der Bund zum  Sparen bei der
Zentralverwaltung aufgefordert wird. Konkret soll die Regierung Massnahmen zur
Reduktion der Zentralverwaltung ergreifen. Es gehe nicht an, dass dauernd „an der
Front“, nicht aber in der zentralen Verwaltung gespart werde. Sollberger nannte etwa
das Beispiel der Grenzwächter, der Zollstellen oder der Lehrer, bei denen gespart
werde, obwohl es in der Verwaltung, insbesondere bei Stabs- und Unterstützungsstellen
wesentlich mehr Sparpotenzial gebe, wenn man Ineffizienz und Doppelspurigkeiten
bekämpfen wolle. 
Bundesrat Maurer wies in der Ratsdebatte darauf hin, dass es auch die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier selber seien, die mit immer mehr Vorstössen,
aber auch mit persönlichen Anfragen, zu einem Ausbau der Verwaltungsstäbe
beitrügen, von denen diese Anfragen in der Regel beantwortet werden. Der Bundesrat
sei zwar gegen die Motion, er selber gehe aber davon aus, dass die Motion in diesem Rat
angenommen werde. Er wolle aber davor warnen, dass dann der Service der Verwaltung
auch entsprechend weniger umfassend sei, auch wenn – dies gestand Maurer nach
einer entsprechenden Frage von Parteikollege Adrian Amstutz (svp, BE) ein – punkto
Ausführlichkeit der Berichte durchaus noch Potenzial bestehe, sich auf das
Wesentliche zu beschränken. Man gehe den Sparmöglichkeiten in der Verwaltung
zudem bereits im Rahmen der überwiesenen Motion 15.3494 nach. 3

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MARC BÜHLMANN

Im Unterschied zum Nationalrat fand die Motion Sollberger (svp, BL), die das Sparen bei
der Zentralverwaltung verlangte, im Ständerat keine Gnade. Kommissionssprecher
Hannes Germann (svp, SH) wiederholte die Argumente des Bundesrats, der bekanntlich
bereits daran sei, Sparmassnahmen in der Bundesverwaltung zu prüfen. Die Motion
würde also offene Türen einrennen, aber den Handlungsspielraum der Regierung
hinsichtlich Personalmanagement unnötig weiter einschränken. Der Rat folgte diesem
Votum ohne Diskussion und lehnte die Motion ab. 4

MOTION
DATUM: 07.06.2018
MARC BÜHLMANN
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Bundesverwaltung - Personal

Zwar muss die angestrebte Flexibilisierung der Anstellungsbedingungen des
Bundespersonals wohl primär im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktstruktur gesehen
werden. Die Bundesräte Cotti und Koller machten aber auch führungspolitische Gründe
geltend, als sie wünschten, dass die Exekutivmitglieder die Spitzenposten der
Verwaltung mit selbst gewählten Vertrauensleuten besetzen können und nicht mehr
alle Beamten von ihren Vorgängern übernehmen müssen. Der Bundesrat hatte bereits
früher die Verwaltung mit der detaillierten Abklärung der Frage der Flexibilisierung der
Anstellungsbedingungen von Amtsdirektoren und anderen leitenden Mitarbeitern
beauftragt. In seinen Vorschlägen zur Entlastung des Bundesrates (siehe oben) hatte er
eine Flexibilisierung der Anstellungsbedingungen für die Generalsekretäre und
Informationschefs in Aussicht gestellt. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.05.1990
HANS HIRTER

Obwohl der Bundesrat bereits eine entsprechende Teilrevision des Beamtengesetzes in
Auftrag gegeben hatte, beschloss der Nationalrat mit der Überweisung einer
parlamentarischen Initiative Allenspach (fdp, ZH), die gewünschte Flexibilisierung auch
noch durch eine eigene Kommission zu konkretisieren. Die Initiative regt an, dass
Spitzenfunktionäre auch auf obligationenrechtlicher Basis eingestellt werden und bei
beamtenrechtlicher Anstellung mit einem qualifizierten Mehrheitsentscheid des
Bundesrates wieder entlassen werden können. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.1991
HANS HIRTER

Mehr zu reden als in früheren Jahren gab im Nationalrat der Antrag des Bundesrates,
ihn für die Periode 1993-1996 zu ermächtigen, die Löhne des Bundespersonals an die
Teuerung anzupassen. Er hatte vorgeschlagen, wie bisher den Anspruch des Personals
auf die Erhaltung der Kaufkraft anzuerkennen und dazu einen vom Bundesrat jährlich
festzulegenden Teuerungsausgleich auszurichten. Die Auto-Partei blieb zwar mit ihrem
Nichteintretensantrag isoliert; in der Detailberatung schlug jedoch die von der FDP, der
SVP und der LP unterstützte Kommissionsminderheit vor, den Bundesrat zur
Ausrichtung eines Teuerungsausgleichs zu ermächtigen, ohne aber einen expliziten
Anspruch des Personals zu statuieren. Dieser Antrag unterlag freilich ebenso wie der
Versuch, den Bundesrat zu verpflichten, bei der Festlegung der Höhe dieses
Teuerungsausgleichs neben den Lebenshaltungskosten noch weitere Faktoren wie die
Lage der Wirtschaft und der Bundesfinanzen zu berücksichtigen. Auch im Ständerat
konnte sich ein analoger Antrag nicht durchsetzen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.1992
HANS HIRTER

Die rapide Verschlechterung der Bundesfinanzen veranlasste allerdings das Parlament
in der Dezembersession zu einer Meinungsänderung. Beide Räte überwiesen gegen den
Widerstand der Linken je eine Motion ihrer Finanzkommissionen, welche den
Bundesrat auffordert, eine Vorlage auszuarbeiten, die es ermöglicht, in Perioden mit
wirtschaftlicher Rezession und defizitären Bundesfinanzen auf den vollständigen
Ausgleich der Teuerung zu verzichten. Dabei ist die Motion des Nationalrats etwas
zurückhaltender formuliert, indem sie dem Bundesrat die Möglichkeit einräumt, auch
die Komponente des sozialen Ausgleichs zu berücksichtigen. 8

MOTION
DATUM: 07.12.1992
HANS HIRTER

Ein erstes Opfer mussten die Bundesangestellten bereits bringen: Der Bundesrat
setzte den Teuerungsausgleich auf 3,0% fest (bei einer Inflationsrate von 3,4% zu
Jahresende). Zudem reduzierte er die 1988 angesichts des ausgetrockneten
Arbeitsmarkts und den dadurch entstehenden Rekrutierungsproblemen eingeführte
jährliche Sonderzulage für das Personal in der Agglomeration Genf und der Stadt Zürich
von 2100 Fr. auf 1100 Fr.; für die Agglomerationen Bern, Lausanne, Basel und Winterthur
und die Vororte Zürichs wurde sie vollständig gestrichen. 9

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.12.1992
HANS HIRTER

Der Streit zwischen Bundesrat Stich und dem Parlament über die Pensionskasse des
Bundespersonals konnte noch nicht beigelegt werden. Anlass der Auseinandersetzung
bildeten sowohl die Führung, als auch die Probleme mit der Einführung der EDV und die
Ungewissheit über die finanzielle Situation. In einem Bundesbeschluss hatte das
Parlament Ende 1994 unter anderem festgehalten, dass der Bundesrat bis Ende 1997
revidierte Statuten vorlegen muss, welche eine Reduktion des technischen Defizits der
Kasse erlauben (BRG 94.070). Die Finanzdelegation beider Räte wiederholte in ihrem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER
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Bericht an die Finanzkommissionen ihre Vorwürfe an die Pensionskasse und
bemängelte, dass keine Besserung eingetreten sei. Sie hielt insbesondere fest, dass die
Buchhaltung nicht ordnungsgemäss geführt werde und deshalb nicht belegt werden
könne, dass die in der Staatsrechnung ausgewiesenen Zahlen der Realität entsprechen
würden.

Im Sommer verlangte die CVP-Fraktion die Einsetzung einer parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) und reichte eine parlamentarischen Initiative Hess
(cvp, ZG; Pa.Iv. 95.412) ein. Diese wurde allerdings zurückgezogen, nachdem das Büro
beschlossen hatte, dem Parlament einen Bundesbeschluss zur Einsetzung einer PUK zu
beantragen (BRG 95.067). Dieser wurde in der Herbstsession 1995 dem Parlament
vorgelegt. Dagegen hatten sich die Fraktionen von SP und LdU/EVP ausgesprochen; eine
PUK sei überflüssig, weil die nötigen Unterlagen für eine Untersuchung durch eine
ständige Parlamentskommission vorliegen würden. Der Ständerat lehnte zuerst einen
Antrag seines Büros ab, vor dem Entscheid über die Einsetzung einer PUK von der
Finanzdelegation und der GPK einen Bericht erstellen zu lassen; dann stimmte er gegen
einen Nichteintretensantrag Onken (sp, TG) und für die Einsetzung einer PUK. Die aus je
fünf Mitgliedern beider Räte zusammengesetzte und von Ständerat Schiesser (fdp, GL)
präsidierte Kommission wurde am 6. Oktober gebildet. 10

Die im Vorjahr auf Verlangen der CVP-Fraktion eingesetzte parlamentarische
Untersuchungskommission (PUK) zur Abklärung von Organisations- und
Führungsproblemen bei der Pensionskasse des Bundespersonals legte im Oktober
ihren ausführlichen Bericht vor. Sie hielt darin fest, dass nicht technische Probleme mit
dem EDV-System, sondern erhebliche Organisations- und Führungsdefizite die
Hauptursachen für die Missstände darstellten. Diese Defizite waren nach Ansicht der
PUK nicht bloss auf der Ebene der Pensionskasse angesiedelt, sondern auch bei der
Führung des Finanzdepartementes. Der Hauptverantwortliche für das Debakel ist für
die PUK eindeutig der im Herbst 1995 zurückgetretene sozialdemokratische Bundesrat
Stich. Vorgeworfen wurde ihm nicht nur eine verfehlte Personalpolitik bei der
Besetzung von Führungsstellen, sondern auch, es versäumt zu haben, rechtzeitig eine
Analyse und Reorganisation der Kasse in die Wege zu leiten, und auf Vorhaltungen aus
dem Parlament nicht oder abwiegelnd reagiert zu haben. Aber auch der
Gesamtbundesrat wurde von der Kritik nicht ausgenommen: aus Rücksicht auf den Chef
des EFD habe er seine Rolle als Oberaufsichtsgremium erst spät und auch dann bloss
zögerlich wahrgenommen.

Die SP-Spitze reagierte heftig auf die Anschuldigungen gegen ihren alt Bundesrat und
liess am Bericht und seinen Verfassern (darunter auch die SP-Abgeordneten Leemann,
ZH und Plattner, BS) kein gutes Haar. Parteipräsident Bodenmann warf dem Bericht vor,
dass er nichts Neues an den Tag gebracht habe und nur eine politische Racheaktion an
Stich darstelle.

Die beiden Parlamentskammern nahmen vom Bericht nach ausführlicher Diskussion
Kenntnis. Kritik kam wie bereits nach der Veröffentlichung von den Sozialdemokraten,
welche die harte Wortwahl gegenüber Stich und die mangelnde Anerkennung seiner
Leistungen in anderen Bereichen bemängelten. Immerhin waren auch sie
einverstanden, dass das Parlament den Bericht zur Kenntnis nimmt. Die PUK hatte
zusätzlich zum Bericht fünf Postulate, drei Motionen und fünf parlamentarische
Initiativen formuliert, in welche sie 43 Empfehlungen verpackte. Diese verlangen
Änderungen einerseits bei der Struktur der Kasse und andererseits bei der Aufsicht
über die Kasse und sollen zudem eine Verbesserung der parlamentarischen Kontrolle
über die Bundesverwaltung insgesamt bringen. Diese Vorschläge fanden im Nationalrat
Zustimmung. Der Ständerat überwies sie ebenfalls; die Motion, welche die Einrichtung
einer Ombudsstelle für Fragen und Klagen der Versicherten forderte, allerdings nur in
Postulatsform. (Zur Vorbotschaft für das neue Bundespersonalgesetz siehe hier.) 11

BERICHT
DATUM: 10.12.1996
HANS HIRTER

Im Frühjahr verhandelten Vertreter des Bundes erstmals mit den Personalverbänden
über einen Vorentwurf für ein neues Personalgesetz, welches das alte Beamtengesetz
ablösen soll. Als wichtigste Neuerung ist die Aufhebung des Beamtenstatus vorgesehen.
Die Mitarbeiter sollen nicht mehr auf eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt, sondern
mit unbefristeten, aber jederzeit kündbaren Arbeitsverträgen eingestellt werden.
Kündigungen könnten einerseits wegen ungenügender Leistung, andererseits aber auch
wegen mangelndem Arbeitskräftebedarf ausgesprochen werden. Vorgesehen ist im

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.1997
HANS HIRTER
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weiteren ein weniger starres Lohnsystem, das sich vermehrt an der individuellen
Leistung orientiert. Entgegen den im Frühjahr gemachten Ankündigungen konnte dieser
Vorentwurf im Berichtsjahr noch nicht in die Vernehmlassung gegeben werden.
Verantwortlich dafür war unter anderem der heftige Widerstand der Gewerkschaften
gegen die vorgesehenen Neuerungen. Der Kanton Basel-Land hat diesen Schritt im
Berichtsjahr bereits vollzogen und den Beamtenstatus durch kündbare öffentlich-
rechtliche Anstellungsverträge ersetzt.

In ähnliche Richtung zielten auch zwei parlamentarische Vorstösse. Mit einer
namentlich von Nationalräten der SVP und der FP unterzeichneten Motion verlangte der
Thurgauer Gusset (fp) (97.3168) die generelle Aufhebung des Beamtenstatus in der
Bundesverwaltung. Etwas weniger weit ging Kunz (svp, LU) mit seinem Postulat, das eine
Reduktion der Löhne des Bundespersonals auf den Stand der Saläre vergleichbarer
Stellen in der Privatwirtschaft und einen Abbau von Lohnautomatismen zugunsten von
Leistungslöhnen forderte (97.3121). Da sich Borel (sp, NE) beiden Anliegen widersetzte,
wurde ihre Behandlung verschoben. Ausserdem publizierte der Bundesrat im
Berichtsjahr seine Stellungnahme zum Bericht einer PUK über die Missstände bei der
Pensionskasse des Bundes. 12

Im Frühjahr gab der Bundesrat den Vorentwurf für ein neues Bundespersonalgesetz
(BPG), welches das alte Beamtengesetz ablösen soll, in die Vernehmlassung. Als
wichtigste Neuerung ist die Aufhebung des Beamtenstatus vorgesehen. Die
Beschäftigten des Bundes würden in Zukunft nicht mehr auf vier Jahre gewählt,
sondern mit einem kündbaren öffentlich-rechtlichen Anstellungsvertrag eingestellt, der
sich weitgehend am Obligationenrecht (OR) orientiert. Gegenüber dem OR bietet das
BPG eine bessere Arbeitsplatzsicherheit durch längere Kündigungsfristen (3 Monate in
den ersten 5 Jahren, dann 4 und ab dem 11. Jahr 6 Monate) und einen ausgebauten
Kündigungsschutz, indem in jedem Fall die Begründung für eine Auflösung des
Anstellungsverhältnisses schriftlich mitgeteilt werden muss, und der Entscheid
angefochten werden kann. Wenn der Bund bei Entlassungen aus wirtschaftlichen
Gründen keine vergleichbare Stelle anbieten kann, muss er gemäss dem Vorentwurf
eine Abgangsentschädigung anbieten. Dasselbe gilt auch bei der Entlassung von
langjährigen Mitarbeitern und von solchen, für deren Beruf ausserhalb der
Bundesverwaltung keine Nachfrage besteht. Für die Post und die SBB schreibt das neue
Gesetz zwingend den Abschluss eines Gesamtarbeitsvertrags mit den
Angestelltenorganisationen vor. In Lohnfragen blieb der Entwurf relativ offen und würde
dem Bundesrat damit mehr Flexibilität geben als das geltende Gesetz. Durch den
Verzicht auf die bisherigen starren Gehaltsstufen und auf die Festsetzung von Minimal-
und Maximallöhnen hätte er die Möglichkeit, Leistungslöhne einzuführen und
Anpassungen an die Arbeitsmarktlage vorzunehmen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.05.1998
HANS HIRTER

Im Rahmen der Neuorganisation der Pensionskasse des Bundes unterbreitete der
Bundesrat dem Parlament eine Änderung des Finanzhaushaltsgesetzes. Dieses
untersagte dem Bund bisher den Erwerb von Aktien und Liegenschaften zu
Anlagezwecken. Im Hinblick auf eine renditeorientierte Anlagepolitik soll die
Pensionskasse für das Bundespersonal von dieser Bestimmung ausgenommen werden.
Der Ständerat verabschiedete diese Neuerung ohne Gegenstimme; in der
Wintersession stimmte ihr auch der Nationalrat zu. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.1998
HANS HIRTER

Die Gewerkschaften des Bundespersonals äusserten heftige Kritik am Vorentwurf des
neuen Gesetzes. Mit der Unabwendbarkeit der Abschaffung des Beamtenstatus –
welche in zahlreichen Kantonen und Gemeinden bereits erfolgt ist – hatten sie sich
zwar abgefunden. Die Möglichkeit, Anstellungsverhältnisse aus betrieblichen und
wirtschaftlichen Gründen aufzulösen, lehnten sie jedoch ab. Überhaupt nicht
einverstanden waren sie mit dem Vorschlag, wichtige Kompetenzen namentlich bei der
Lohnpolitik an die einzelnen Arbeitgeber wie SBB und Post abzutreten. Lohneckdaten,
Teuerungsausgleich, national einheitliche Lohnhöhen sowie Höchstarbeitszeiten sollten
ihrer Ansicht nach weiterhin durch den Bundesrat festgelegt werden. Der SGB und die
SP schlossen sich dieser Kritik an. Für die SVP hingegen enthielt das bundesrätliche
Projekt immer noch zu viele einengende Vorschriften. Unterstützung fand die
Regierung bei der CVP und der FDP, wobei letztere allerdings ebenfalls Kritik am
Ausmass der Kompetenzendelegation an die einzelnen Bundesbetriebe anmeldete. Für
die Wirtschaftsverbände war die Reform zu zaghaft ausgefallen. Sie forderten, dass für

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.09.1998
HANS HIRTER
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die Bundesangestellten wie für alle anderen Beschäftigen das private Anstellungsrecht
gemäss Obligationenrecht zur Anwendung kommen soll. 15

Die Situation der Pensionskasse war nach wie vor unbefriedigend. Die Eidgenössische
Finanzkontrolle empfahl, deren Rechnung auch in diesem Jahr nicht abzunehmen. Das
Parlament folgte diesem Ratschlag, wobei namentlich Vertreter der SVP und der LP
massive Kritik an der Führung der Kasse und dem schleppenden Vollzug der
Verbesserungsmassnahmen übten. Die GPK-SR orientierte in einem Bericht über die
Umsetzung der Empfehlungen der PUK-Pensionskasse von 1996 zur Behebung der
Mängel dieser Institution. Anlässlich der Behandlung des Berichts im Ständerat
beurteilte Bundesrat Villiger die Situation der Kasse nach wie vor als prekär. Er gab in
diesem Zusammenhang auch bekannt, dass er die von bürgerlichen Politikern schon
lange geforderten personellen Konsequenzen gezogen habe: Auf den 1. Oktober seien
die bisherige Direktorin der Eidgenössischen Versicherungskasse, Elisabeth Baumann,
und Vizedirektor Dieter Wäber aus der Geschäftsleitung entlassen worden. Zum neuen
Geschäftsleiter wurde Peter Arbenz ernannt. Der Ständerat nahm den Bericht der GPK
zur Kenntnis und stimmte damit auch den darin enthaltenen Empfehlungen zu.
Anschliessend überwies er mit dem Einverständnis des Bundesrates ein Postulat
Gemperli (cvp, SG; Po. 98.3328), welches eine rechtliche Verselbständigung der Kasse
und die Erhöhung des Deckungskapitals auf 100% verlangt. 16

BERICHT
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER

Im Dezember leitete der Bundesrat dem Parlament seinen definitiven Entwurf zum
Bundespersonalgesetz zu. Grundsätzlich hielt er dabei am Vernehmlassungsprojekt
fest, ging aber doch in einigen Punkten auf die Forderungen der Gewerkschaften ein.
So nahm er die Bestimmung auf, dass der Bundesrat Minimallöhne sowie
Höchstarbeitszeiten und die minimale Feriendauer für alle Beschäftigten (also auch
diejenigen der SBB und der Post) festlegen kann. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1998
HANS HIRTER

Das neue Bundespersonalgesetz (BPG) wurde 1999 von beiden Räten behandelt; die
Differenzbereinigung konnte aber noch nicht abgeschlossen werden. Im Nationalrat
beantragten Borel (sp, NE) und Spielmann (pda, GE) Nichteintreten, da die
vorgeschlagenen Regelungen ein Ausdruck der grundsätzlich zu bekämpfenden
Liberalisierungswelle seien, die letztendlich in einen Abbau der staatlichen Leistungen
münden werde. Mit besonderem Nachdruck wandte sich Borel gegen die Einführung
eines Leistungslohnsystems. Der Rückweisungsantrag fand nur bei einer Minderheit der
SP-Fraktion Unterstützung und wurde mit 119:18 Stimmen abgelehnt. Zuwenig weit ging
hingegen das neue Gesetz für Bortoluzzi (svp, ZH). Er verlangte die Rückweisung an die
Kommission mit dem Auftrag, einen Entwurf vorzulegen, der dem Bund mehr Freiheit in
seiner Personalpolitik gibt. Die Post und die SBB wollte Bortoluzzi ganz aus dem Gesetz
herausnehmen und ihnen damit keine über das Obligationenrecht hinausgehende
personalpolitischen Verpflichtungen auflasten. Sein Antrag wurde nur von der SVP-
Fraktion unterstützt und unterlag mit 111:24 Stimmen.

In der Detailberatung verlangte der Freisinnige Pelli (TI), dass auch bei Betrieben,
welche zur Post oder der SBB gehören, das Personal vollumfänglich dem
Bundespersonalgesetz unterstellt wird. Der Bundesrat widersetzte sich vergeblich
diesem namentlich von der SP unterstützten Antrag, der es seiner Meinung nach den
beiden Betrieben praktisch verunmöglichen würde, mit anderen Unternehmen
gemeinsame Firmen zu betreiben. Mit 83:80 Stimmen wurde die Forderung
angenommen. Zu einer grösseren Debatte führte die Bestimmung, dass für
arbeitsrechtliche Fragen, welche nicht durch das Personalgesetz geregelt sind, die
Bestimmungen des Obligationenrechts gelten. Die SP bekämpfte diese Version
erfolglos. Ihrer Meinung nach würden, angesichts der Konzeption des BPG als
Rahmengesetz, viele Bereiche unter diese Klausel fallen, und damit könnten den
Besonderheiten der staatlichen Anstellungsbedingungen gegenüber denjenigen der
Privatwirtschaft zuwenig Rechnung getragen werden. Eine weitere Niederlage erlitt die
Ratslinke bei den Kündigungsbestimmungen. Ihr Streichungsantrag für die Regelung,
dass der Bund bei Umstrukturierungen Kündigungen aussprechen kann, wenn dem
betroffenen Personal keine zumutbare andere Arbeit angeboten werden kann, unterlag
mit 89:68 Stimmen. Bei der Frage der Einführung einer Leistungslohnkomponente
unterlag der Streichungsantrag der Linken ebenfalls. Nicht durchsetzen konnte sich
aber auch die vor allem von der SVP getragene Forderung, dass die
Funktionskomponente maximal 60% betragen dürfe, um ausreichenden Spielraum für
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die leistungsmässige Differenzierung der Löhne zu erhalten. Konform zur neuen
Bundesverfassung, welche eine gesetzliche Begründung für Einschränkungen des
Streikrechts verlangt, stimmte der Rat einer Formulierung zu, welche den Bundesrat
ermächtigt, in drei Fällen das Streikrecht für bestimmte Personalkategorien aufzuheben
oder einzuschränken: bei Gefährdung der Staatssicherheit, bei Beeinträchtigung der
Landesversorgung mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen sowie zur Wahrung
von aussenpolitischen Interessen. Ein von der SVP gefordertes generelles Streikverbot
mit Ausnahmeregelungen konnte sich nicht durchsetzen. In der Gesamtabstimmung
wurde das neue Gesetz mit 58:21 Stimmen bei 40 Enthaltungen angenommen. Die
Gegenstimmen stammten zu zwei Dritteln aus der SVP-Fraktion und zu einem Drittel
aus der SP (namentlich von ihren welschen Vertretern) und der PdA. Der Rest der SP wie
auch die Grünen enthielten sich der Stimme. 18

Der Ständerat folgte in der Wintersession weitgehend den Beschlüssen der grossen
Kammer. In Abweichung vom Nationalrat beschloss er aber, dass der Bundesrat ganze
Personalkategorien nicht dem Bundespersonalgesetz, sondern dem Obligationenrecht
unterstellen kann. Namentlich erwähnt sind dabei Aushilfspersonal, Praktikanten und
im Ausland (z.B. in Botschaften) angestelltes ausländisches Personal. Bisher war dies
nur ausnahmsweise in begründeten Einzelfällen möglich. Dabei kam der Rat der Kritik
der Linken insofern entgegen, als er dazu anfügte, dass der Bundesrat
Mindestvorschriften (z.B. über die im OR nicht geregelten Löhne) für diese Kategorien
erlassen kann. In der Gesamtabstimmung votierten 27 Abgeordnete für und 4 gegen das
neue Gesetz. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.1999
HANS HIRTER

Die GPK des Nationalrats veröffentlichte einen ausführlichen Bericht zum
Themenkomplex „Nebenbeschäftigung von Beamten und dabei entstehende mögliche
Interessenkonflikte“. Konkret waren dabei insbesondere Nebenerwerbstätigkeiten
angesprochen, bei welchen ein Beamter sich durch seine im Amt erworbenen
Kenntnisse Vorteile verschaffen kann (z.B. ein Steuerinspektor als privater
Steuerberater). Sie stellte darin fest, dass die bisherige Praxis abgesehen von
Einzelfällen zu keinen Problemen geführt habe. Sie empfahl dem Bundesrat aber
trotzdem, die bestehende Regelung in einigen Punkten zu verändern und insbesondere
zu präzisieren. So möchte sie beispielsweise das bestehende Verbot, das aber die
Bewilligung von Ausnahmen zulässt, durch eine Bestimmung ersetzen, die generell eine
Bewilligungspflicht vorsieht. 20

BERICHT
DATUM: 21.12.1999
HANS HIRTER

Als Erstrat befasste sich in der Wintersession der Nationalrat mit der Vorlage. Eine vom
Berner Weyeneth (svp) angeführte Kommissionsminderheit verlangte Rückweisung an
den Bundesrat mit dem Auftrag, vom Prinzip des Leistungsprimats (Rentenhöhe gemäss
letztem Einkommen) zu dem in der Privatwirtschaft üblichen Beitragsprimat zu
wechseln. Nachdem Bundesrat Villiger vor den negativen Folgen gewarnt hatte, welche
eine derartige Verschlechterung der Situation der Bundesangestellten auf das
Arbeitsklima haben würde, lehnte der Rat den Antrag mit 118:28 Stimmen ab. In der
Detailberatung wurde gegen den Widerstand der Linken die Garantie eines
automatischen Teuerungsausgleichs auf den Renten gestrichen. In der
Gesamtabstimmung verabschiedete der Rat die Vorlage mit 115:1 Stimmen. Bei der SP
und der SVP gab es einige Enthaltungen, die Gegenstimme stammte von der SP-
Präsidentin Koch (ZH). 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1999
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Zweitrat mit dem neuen Bundesgesetz über die
Pensionskasse des Bundespersonals. In Abweichung vom Beschluss der grossen
Kammer und gegen den Widerstand der Ratslinken beschloss er, die Gültigkeit des
Leistungsprimats auf das Jahr 2006 zu begrenzen, danach soll das Beitragsprimat
gelten. In der Differenzbereinigung kritisierte die Nationalratskommission dieses
Vorgehen als taktisch ungeschickt. Da die Personalverbände und die Linke gegen diesen
Wechsel opponieren, würde damit ein Referendum provoziert und die gesamte neue
Rechtsordnung für die Pensionskasse gefährdet oder zumindest verzögert. Das Plenum
übernahm ihren Vorschlag, im vorliegenden Gesetz das Leistungsprimat unbefristet
beizubehalten, den Bundesrat aber mit einer Motion zu verpflichten, bis Ende 2006 mit
einer Gesetzesrevision den Wechsel zum Beitragsprimat zu beantragen (00.3179). Die
Motion wurde gegen den Widerstand der SP, der Grünen und einer Minderheit der CVP
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überwiesen. Nachdem sich auch der Ständerat mit diesem Vorgehen einverstanden
erklärt hatte (er überwies die Motion mit 29:6 Stimmen), wurde das neue Gesetz in der
Sommersession einstimmig verabschiedet. 22

Die Differenzbereinigung beim neuen Bundespersonalgesetz konnte in der
Frühjahrssession abgeschlossen werden. Der Nationalrat stimmte dem Ständerat in den
meisten strittigen Punkten zu, insbesondere auch bei dem von der Linken bekämpften
Beschluss, dass bestimmte Personalkategorien gemäss Obligationenrecht angestellt
werden können. In der Schlussabstimmung wurde das neue Gesetz vom Nationalrat mit
112:51 und vom Ständerat mit 36:5 Stimmen angenommen. Dagegen votiert hatten die
Fraktionen der SP und der Grünen, wobei sich im Nationalrat elf SP-Abgeordnete aus
der Deutschschweiz der Stimme enthielten. Der Bundesrat gab zudem eine
Stellungnahme zu den im Vorjahr von der GPK-NR gemachten Empfehlungen für die
Nebenerwerbstätigkeit von Bundesangestellten ab.

Noch vor Abschluss der parlamentarischen Beratungen kündigte der VPOD das
Referendum an. Zusammen mit der Dachorganisation Föderativverband des Personals
öffentlicher Dienste ergriff er dieses dann auch und reichte es mit gut 87'000
Unterschriften ein. Unterstützung hatte er beim SGB und bei der SP gefunden.

Die Abstimmungskampagne vermochte keine grossen Wellen zu werfen. Dies war nicht
nur in der Deutschschweiz so, wo die meisten Kantone für ihre Angestellten bereits
früher ähnliche neue Regeln eingeführt hatten, sondern auch in der Westschweiz, wo
analoge Bestrebungen in einigen Kantonen zu heftigen Protesten des Personals geführt
hatten. Wie in der Deutschschweiz empfahlen auch in der Romandie sämtliche
bürgerlichen Parteien und auch die Redaktionen der massgeblichen Zeitungen ein Ja.
Gegen die Reform kämpften neben dem SGB und seinen Verbänden und der SP auch
noch die Grünen (ausser die Sektion des Kantons Zürich), die Schweizer Demokraten
und die PdA. Für die Gewerkschaften war dieses Gesetz ein Signal für den Sozialabbau
nicht nur für das Personal des Bundes und seiner Betriebe (namentlich Post und SBB)
sondern für alle Beschäftigten. Zudem sei durch die Flexibilisierung der
Arbeitsbedingungen die Qualität und sogar die Existenz der öffentlichen Dienste (sog.
Service public) gefährdet. Im speziellen kritisiert wurden die mit der Aufhebung des
Beamtenstatus gelockerten Kündigungsbestimmungen und die Einführung von
Leistungslohnkomponenten. Höhepunkt der Nein-Kampagne war eine am 4. November
vom SGB in Bern organisierte Demonstration gegen Lohnabbau und gegen das
Bundespersonalgesetz mit rund 20'000 Teilnehmenden. Die Gewerkschaftsfront war
aber nicht geschlossen. Der CNG und auch der Bundespersonalverband sprachen sich
für eine Annahme des Gesetzes aus, welches ihrer Meinung nach eine modernere
Personalpolitik des Bundes und vor allem auch die Einführung einer echten
Sozialpartnerschaft mit Gesamtarbeitsverträgen erlaubt. In diesem Verband, der auch
zum Föderativverband gehört, sind vor allem Angestellte der allgemeinen
Bundesverwaltung organisiert. Zum ersten GAV des SBB-Personals siehe hier.

Die Volksabstimmung vom 26. November ergab eine Zweidrittelsmehrheit für das
neue Gesetz. Einzig in den Kantonen Jura und Tessin überwogen, allerdings knapp, die
Neinstimmen. Die Zustimmung fiel im Kanton Zug mit 78% am klarsten aus, in den
meisten anderen Deutschschweizer Kantonen waren es etwas über 70%. Wesentlich
knapper erfolgte die Annahme in den französischsprachigen Kantonen (50-60%). Das
Wallis verdankte seine knappe Mehrheit den zustimmenden deutschsprachigen
Bezirken.

Bundespersonalgesetz
Abstimmung vom 26. November 2000

Beteiligung: 41,5%
Ja: 1 253 997 (66,8%) 
Nein: 622 381 (33,2%)

Parolen:
– Ja: FDP, CVP, SVP, LP, EVP, EDU, CSP, Lega; Economiesuisse (Vorort), SGV, SBV, CNG,
Angestelltenverbände. 
– Nein: SP, GP (1*), SD, PdA; SGB.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
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Die Vox-Analyse ergab, dass auch eine Mehrheit der Sympathisanten der SP und des
SGB dem neuen Gesetz zugestimmt hatte, wobei in diesem Lager der bereits im
Parlament festgestellte Graben zwischen Französisch- und Deutschsprachigen von der
Basis bestätigt wurde. 23

Die angespannte Finanzlage des Bundes zwang den Bundesrat, noch vor Behandlung der
geplanten Totalrevision der Bestimmungen über die Pensionskasse des
Bundespersonals sofort wirkende Massnahmen zur Entlastung dieser Kasse
vorzuschlagen. Er wollte dafür noch im Berichtsjahr die Zustimmung des Parlaments
erhalten, um sie bereits auf Anfang 2005 in Kraft setzen zu können. Die
Sofortmassnahmen beinhalteten insbesondere einen Verzicht auf den garantierten
Teuerungsausgleich und die Aufhebung der Bestimmung, dass Pensionierte der
verselbständigten ehemaligen Bundesbetriebe (z.B. PTT), welche vor der Abtrennung in
Rente gegangen sind, gleich zu behandeln sind wie die Pensionierten der
Bundesverwaltung. Das Parlament verabschiedete die Vorlage in der Dezembersession.
Beide Kammern lehnten zuerst Rückweisungsanträge der Linken ab. Neben der
Neuregelung für Pensionierte der verselbständigten ehemaligen Bundesbetriebe
sprachen sich die Gegner der Vorlage auch gegen das Dringlichkeitsverfahren aus. Der
Bundesrat gab bekannt, dass er die oben erwähnte Totalrevision der Pensionskasse des
Bundespersonals, welche unter anderem einen Wechsel vom bisherigen Leistungs- zum
Beitragsprimat bringen soll, schneller als geplant vorlegen will. Der Verzicht auf eine
ursprünglich als Zwischenlösung vorgesehene Teilrevision soll es ermöglichen, die neue
Regelung bereits 2006 in Kraft zu setzen. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2004
HANS HIRTER

Im September legte der Bundesrat die Botschaft für die Totalrevision des Gesetzes
über die Pensionskasse des Bundespersonals (PUBLICA-Gesetz) vor. Diese enthält die
neu konzipierten Vorschriften über die Organisation und die versicherungstechnischen
Regeln. Die noch nicht Pensionierten müssten demnach die Hauptlast der
Kassensanierung selbst tragen. Neben dem vom Parlament ultimativ verlangten Wechsel
vom bisherigen Leistungs- zum Beitragsprimat beinhaltet die Reform auch eine
Senkung des technischen Zinssatzes (weitgehend finanziert über Beitragserhöhungen)
und die Erhöhung des ordentlichen Pensionsalters von 62 auf 65 für alle, also auch für
diejenigen, die bereits vierzig Jahre beim Bund gearbeitet haben. Zudem beantragte
der Bundesrat, die im Vorjahr beschlossenen dringlichen Sanierungsmassnahmen ins
ordentliche Recht zu überführen (u.a. Verzicht auf garantierten Teuerungsausgleich).
Die bereits Pensionierten sollen hingegen geschont werden. Für sie schlägt der
Bundesrat die Schaffung einer besonderen, vom Bund getragenen Rentnerkasse vor,
welche ihnen die Auszahlung der früher versprochenen Leistungen garantiert. Für die
Pensionskassen der bundeseigenen Betriebe Post und SBB bestanden ebenfalls Pläne
zur Ausgliederung der Rentenkasse für die bereits Pensionierten. Entscheide zugunsten
dieser von der SVP bekämpften Massnahme wurden aber noch nicht getroffen. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2005
HANS HIRTER

Der Leiter des Bundesamtes für Personal, Peter Hablützel, reichte nach sechzehn
Jahren Amtstätigkeit seine Demission ein. Obwohl Sozialdemokrat, hatte er sich als
Modernisierer des Personalwesens, unter anderem durch die Abschaffung des
Beamtenstatus, bei den Gewerkschaften mehr als einmal unbeliebt gemacht. Hablützel
machte kein Hehl daraus, dass sein Rücktritt direkt mit der seit der Wahl von Blocher
und Merz in den Bundesrat wesentlich härter gewordenen Personalpolitik des Bundes
zusammen hänge. Der Ständerat überwies im Einverständnis mit dem Bundesrat ein
Postulat Fetz (sp, BS) für eine verbindlichere Sozialpartnerschaft in der Personalpolitik
des Bundes. 26

POSTULAT
DATUM: 28.09.2005
HANS HIRTER

Die Sparpläne des Bundes und die in diesem Zusammenhang angekündigten
Personalreduktionen haben zu einer Abnahme der Arbeitszufriedenheit beim
Bundespersonal geführt. Gemäss einer vom EFD durchgeführten repräsentativen
Befragung sind im Vergleich zu früheren Befragungen wesentlich mehr Mitarbeiter
demotiviert oder gar resigniert. Besonders schlecht fiel das Urteil bei den Beschäftigten
der Departemente von Blocher (EJPD) und Merz (EFD) aus. 27
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Die Motionen von Ständerat Studer (sp, NE) und von Nationalrat Berberat (sp, NE)
(05.3152) wurden auch von der jeweiligen anderen Kammer diskussionslos
gutgeheissen. Sie verlangen eine Erhöhung der Zahl der französisch- und
italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen der Bundesverwaltung.
(Siehe auch die Diskussion im Nationalrat im Zusammenhang mit einer Interpellation
Simoneschi (cvp, TI) (05.3277). 28

MOTION
DATUM: 09.05.2006
HANS HIRTER

Beide Parlamentskammern stimmten im Berichtsjahr der Totalrevision des Gesetzes
über die Pensionskasse des Bundespersonals (PUBLICA-Gesetz) zu. Als Erstrat befasste
sich der Nationalrat mit dem Geschäft. Kommissionssprecher Kaufmann (svp, ZH)
resümierte, dass es im Wesentlichen um drei Dinge gehe: den vom Parlament
verlangten Wechsel vom bisherigen Leistungs- zum Beitragsprimat, die Senkung des
technischen Zinssatzes und die Erhöhung des ordentlichen Pensionsalters von 62 auf
65 für alle, also auch für diejenigen, welche bereits vierzig Jahre beim Bund gearbeitet
haben. Ein von SP und GP unterstützter Rückweisungsantrag unterlag mit 99 zu 60
Stimmen. Als wichtigste Veränderung gegenüber der Regierungsvorlage verlangte eine
knappe Kommissionsmehrheit den Verzicht auf die Schaffung einer besonderen, vom
Bund getragenen Rentnerkasse für die rund 44'000 bereits Pensionierten. Statt einer
solchen mit Bundesgarantie ausgestatteten Kasse solle der Bund alle bisherigen
Rentner in der Publica belassen und ihre Renten mit einer Einmaleinlage von rund CHF
1 Mrd. absichern. Die Linke und eine starke Minderheit der FDP stellten sich hinter den
Bundesrat, die CVP, die SVP und die Liberalen sprachen sich gegen die spezielle Kasse
für bereits Pensionierte aus. Sie befürchteten insbesondere, dass dies zu einem
Präzedenzfall für Betriebe mit Bundesbeteiligung wie die SBB oder die PTT und ihre
Nachfolgeorganisationen werden könnte. Nachdem Bundesrat Merz nochmals darauf
aufmerksam gemacht hatte, dass es nicht korrekt sei, von den heutigen
Bundesangestellten Solidarität einzufordern, da sich unter den Pensionierten eben
nicht nur ehemalige Angestellte der engeren Bundesverwaltung befinden, sondern auch
solche aus heute ausgegliederten ehemaligen Bundesbetrieben (vor allem die heutige
Ruag), setzte sich die Lösung mit einer eigenen, vom Bund garantierten Rentnerkasse
mit 82 zu 73 Stimmen durch. Die vom Bundesrat beantragte Senkung des technischen
Zinssatzes (das ist die der zukünftigen Rentenberechnung zugrunde gelegte
Renditeerwartung) von 4 auf 3,5% fand gegen die Opposition der SP und der Grünen
Zustimmung. Am Ende der Beratungen scheiterte die Vorlage an einer unheiligen
Allianz. Die Linke lehnte die Vorlage ab, weil sie für die Versicherten zu viele Nachteile
bringe, die SVP war dagegen, weil sie mit der Schaffung einer separaten Rentnerkasse
nicht einverstanden war. Der Rat stimmte in der Gesamtabstimmung mit 93 zu 66 gegen
die Reform. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Der Ständerat behandelte die Vorlage in der Herbstsession. Er lehnte auf Antrag seiner
Kommission mit klarem Mehr (31:8) die Schaffung einer besonderen geschlossenen
Rentnerkasse ab. Um den zusätzlichen Bedarf an Deckungskapital der Pensionskasse zu
garantieren, bewilligte er eine einmalige Einlage aus der Bundeskasse. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2006
HANS HIRTER

Der Nationalrat hatte danach nochmals über Eintreten zu beschliessen. Dies geschah
ohne Gegenantrag. In der Detailberatung lehnte der Rat die Schaffung einer
geschlossenen Rentnerkasse nun ebenfalls ab. Die FDP, welche in der ersten Lesung
noch mehrheitlich dafür optiert hatte, gesellte sich nun zu den Gegnern. Dies geschah
nicht zuletzt auch deshalb, weil angesichts der klaren Stimmenverhältnisse im Ständerat
von diesem kein Einlenken zu erwarten war. Wie bereits in der ersten Runde fanden
Anträge der Linken zur Besserstellung des Personals keine Mehrheiten. In der
Gesamtabstimmung votierten nur noch die SP und die Grünen dagegen und die Vorlage
wurde diesmal angenommen. Die wenigen verbleibenden Differenzen bereinigten die
Räte in der Wintersession. In der Schlussabstimmung verabschiedete der Nationalrat
die Reform der Pensionskasse des Bundespersonals mit 120 zu 69 Stimmen;
geschlossen dagegen gestimmt hatten SP und GP; SVP, FDP und CVP waren ebenso
einstimmig dafür. Im Ständerat lautete das Stimmenverhältnis 26 zu 7. 31
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Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion keine Folge,
welche die Einsetzung einer PUK zur Abklärung der Ursachen und Verantwortlichkeiten
für die finanziellen Probleme der Pensionskassen des Bundes und der ihm nahe
stehenden Unternehmen verlangte. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Im Herbst gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Teilrevision des Personalgesetzes
in die Vernehmlassung. Hauptelement ist eine Angleichung des Kündigungsrechts an die
Verhältnisse in der Privatwirtschaft. Neu sollen die Kündigungsfristen den
Minimalvorschriften des Obligationenrechts entsprechen, d.h. einen Monat im ersten
Dienstjahr, zwei Monate vom zweiten bis zum neunten Dienstjahr und drei Monate vom
zehnten Jahr an betragen. Dies würde für das Personal eine massive Verschlechterung
gegenüber heute bedeuten, wo bis zum fünften Dienstjahr drei Monate, vom sechsten
bis zum zehnten vier und ab dem elften Dienstjahr sechs Monate gelten. Der Bund als
Arbeitgeber soll ausserdem wesentlich mehr Kündigungsgründe geltend machen
können. Die Beschwerdemöglichkeiten mit ihren aufschiebenden Wirkungen und die
Weiterbeschäftigungsgarantie bei ungerechtfertigter Kündigung sollen zudem
eingeschränkt werden. Die Personalverbände reagierten mit Empörung auf diese
Liberalisierungspläne von Bundesrat Merz. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2008
HANS HIRTER

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf für eine Teilrevision des
Personalgesetzes fand nur bei der FDP Unterstützung. Für die Linke und die
Personalverbände ging er zu weit, für die SVP wich er immer noch zu sehr von den
Verhältnissen in der Privatwirtschaft ab. Als Konsequenz daraus stufte das EFD das
Geschäft nicht mehr als prioritär ein. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2009
HANS HIRTER

Mit der 2008 in die Vernehmlassung geschickten Revision des Bundespersonalgesetzes
sollte eine Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse der Bundesangestellten anvisiert
werden. Aufgrund der Kritik der Personalverbände insbesondere am Abbau des
Kündigungsschutzes und aufgrund der Empfehlung der GPK des Nationalrats vom
Oktober 2009 beschloss der Bundesrat, die Revision auf Eis zu legen. Zuerst sollte die
Personalstrategie 2011-2015 ausgearbeitet werden. Diese legte die Regierung im
Dezember des Berichtsjahrs vor. Mit klaren Pflichtenheften, Leistungslöhnen und
Massnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben soll das
Bundespersonal leistungsfähiger und am Arbeitsmarkt optimaler positioniert werden. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2010
MARC BÜHLMANN

Trotz der insgesamt positiven Signale – auch die Personalbefragung 2011 zeigte
überwiegend zufriedene Angestellte – sah das Parlament noch Verbesserungspotenzial.
So wurde eine Motion Teuscher (gp, BE) überwiesen, die den Bundesrat auffordert, am
‚Lohngleichheitsdialog‘ teilzunehmen und die Löhne des Bundespersonals auf
Geschlechterdiskriminierungen zu überprüfen. Die Motion wurde vom Bundesrat
unterstützt, obwohl bezüglich Lohngleichheit in der Verwaltung schon viel
unternommen worden sei. In beiden Räten wurde der Vorstoss seitens der SVP mit dem
Argument bekämpft, dass die Dialoge nur Kosten verursachten, eine Lohngleichheit
aber nie möglich sei. Beide Räte überwiesen jedoch das Anliegen. 36

MOTION
DATUM: 16.06.2011
MARC BÜHLMANN

Im August legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Bundespersonalgesetzes (BPG) vor. Im April und im Mai hatte die Regierung
Verhandlungen mit den Personalverbänden geführt, die weitgehend Einigungen
gebracht hatten. Die Hauptpunkte der Revision umfassen die Modernisierung
hinsichtlich Flexibilisierung in den Anstellungsbedingungen, eine Annäherung ans
Obligationenrecht und Verbesserungen im Kündigungsschutz. Damit soll die
Wettbewerbsfähigkeit der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin gesteigert werden. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.08.2011
MARC BÜHLMANN
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Die im März präsentierte Berichterstattung über das Personalmanagement (2011) zeigte
erfreuliche Resultate. Der Stellenbestand war im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken
(32'179 Vollzeitstellen bzw. 35'618 Mitarbeitende) und der Anteil an Lernenden (5%; Soll:
zwischen 4 und 5%) und an Menschen mit Behinderungen (1,2%; Soll: zwischen 1 und
2%) lagen in den von der Personalstrategie 2011-2015 festgelegten Zielbändern. Die
regelmässig durchgeführten Personalbefragungen zeigten zudem eine hohe
Arbeitszufriedenheit. Optimierungspotenzial bestehe allerdings hinsichtlich der
Zufriedenheit mit der Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben. 38

BERICHT
DATUM: 28.03.2012
MARC BÜHLMANN

Eine Motion der Finanzkommission des Nationalrates wollte der Verwaltung ein
flexibleres Lohnsystem verschaffen, das ungenügende Leistungen weniger stark und
überdurchschnittliche Leistungen stärker belohnen sollte. Obwohl der Bundesrat in
seiner Ablehnungsempfehlung geltend machte, dass es sich beim Lohnsystem in der
Bundesverwaltung um ein austariertes Gesamtsystem handle und dass der Bundesrat
eine grössere Flexibilisierung der Lohnentwicklung im Rahmen der Personalstrategie
prüfe, nahm der Nationalrat die Motion gegen den Widerstand von SP und GP an. Der
Ständerat folgte hingegen der Argumentation der Regierung und versenkte den
Vorstoss. 39

MOTION
DATUM: 19.09.2012
MARC BÜHLMANN

Mit der Revision des Bundespersonalgesetzes wollte der Bundesrat die Attraktivität der
Bundesverwaltung als Arbeitgeberin steigern und das Personalrecht dem für die
Privatwirtschaft geltenden Obligationenrecht weiter annähern. Ziele der Änderung des
seit 2002 geltenden Rahmengesetzes waren unter anderem eine grössere Flexibilität
bei der Auflösung von Arbeitsverhältnissen und bessere Regelungen der Unterstützung
bei unverschuldeter Kündigung. Der Ständerat brachte als Erstrat neben ein paar
sprachlichen Detailkorrekturen einen zusätzlichen Passus ein, mit dem geeignete
Massnahmen zur Sicherstellung einer adäquaten Vertretung der Landessprachen in der
Verwaltung sowie zur Förderung der Sprachkenntnisse einer zweiten Amtssprache und
passiver Kenntnisse einer dritten Amtssprache bei den höheren Kadern gefordert
werden. Darüber hinaus präzisierte die kleine Kammer den Übergang von befristeten zu
unbefristeten Anstellungsverhältnissen, setzte der Kündigungsfrist eine maximale
Obergrenze von sechs Monaten und legte die maximale Entschädigung bei einer
Auflösung des Arbeitsverhältnisses zwischen einem Monats- und einem Jahreslohn fest.
Die Vorschläge von Thomas Minder (parteilos, SH) Abgangsentschädigungen als
grundsätzlich unzulässig zu erklären und die Kündigungsfristen statt auf Verordnungs-
auf Gesetzesstufe zu regeln, blieben chancenlos. Im Nationalrat scheiterte ein gleich
begründeter Antrag der SVP-Fraktion auf Nichteintreten. Auch die SVP plädierte
erfolglos für konkrete gesetzliche Bestimmungen für Kündigungsfristen, Arbeitszeiten
und Ferien. Auch in der grossen Kammer waren die Abgangsentschädigungen ein
Diskussionsthema. Aber auch hier hatte der SVP-Vorschlag, grundsätzlich auf
Abgangsentschädigungen zu verzichten, keine Chance. Der Nationalrat schuf einige
Differenzen zum Ständerat, die allerdings lediglich sprachliche Präzisierungen waren
und von der kleinen Kammer in der zweiten Lesung alle gutgeheissen wurden.
Ausnahme bildete einzig eine Präzisierung der Abgangsentschädigung bei Kündigungen
ohne eigenes Verschulden, auf die der Ständerat verzichten wollte. Der Nationalrat
folgte diesem Wunsch und hiess das revidierte Bundespersonalgesetz bei der
Schlussabstimmung in der Wintersession mit 177 zu 12 Stimmen zu. Der Ständerat
sprach sich einstimmig (40 Stimmen) bei zwei Enthaltungen für die Revision aus. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Ende 2012 legte das Eidgenössische Personalamt (EPA) den vierjährlich zu erstellenden
Evaluationsbericht zur Förderung der Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung vor.
Der Bericht zeigt auf, dass der Anteil französischsprachiger Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den letzten vier Jahren leicht zugenommen hat und mit 21,2% dem
Sollwert von 22% immer näher kommt. Ebenfalls noch nicht beim Sollwert angelangt ist
der Anteil italienischsprachiger (6,7%; Soll: 7%) und rätoromanischsprachiger
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (0,3%; Soll 1%). In der Bundesverwaltung
übervertreten ist entsprechend die deutsche Sprache (71,8%; Soll: 70%). Obwohl mit
Artikel 9 des Sprachengesetzes Bundesangestellte das Anrecht auf die Muttersprache
als Arbeitssprache haben, zeigte die Befragung des Personals im Jahr 2011, dass
lediglich 73% in ihrer bevorzugten Amtssprache arbeiten. Das EPA wies zudem
verschiedene unternommene Massnahmen zur Förderung der Mehrsprachigkeit aus,
wie etwa eine zentralisierte Sprachausbildung, Marketinganstrengungen, um den Bund
als Arbeitgeber auch in der französischen und italienischen Schweiz bekannt zu machen

MOTION
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN
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oder die Erarbeitung von Massnahmenkatalogen durch die Bundeskanzlei und die
Departemente. Die Räte waren mit dem Erreichten noch nicht zufrieden und forderten
in einer Motion der staatspolitischen Kommission des Ständerats (SPK-SR) eine
Zentralisierung der strategischen Steuerung für die Förderung der Mehrsprachigkeit
beim EFD. Weiter beauftragten sie den Bundesrat dafür zu sorgen, dass Führungskräfte
zwei Amtssprachen aktiv und eine dritte passiv beherrschen, wobei die Ausbildung vom
Arbeitgeber zu bezahlen sei. Für die Umsetzung dieser Massnahmen solle die Regierung
einen Mehrsprachigkeitsbeauftragten ernennen. Zwei noch nicht behandelte Postulate
Romano (cvp, TI) (12.4050) und Cassis (fdp, TI) (12.4265) verlangen zudem einen
vertieften Bericht zur Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung. 41

Die 2013 durchgeführte Personalbefragung in der Bundesverwaltung, die von 1'061 der
1'509 angefragten Bundesangestellten beantwortet wurde, zeigte eine relativ hohe
Arbeitszufriedenheit und ein starkes Engagement. Im Schnitt vergaben die Befragten
auf einer Skala von 0 bis 100 den Wert 78 für die Frage ob sie stolz seien, bei der
Bundesverwaltung zu arbeiten. 42

BERICHT
DATUM: 18.12.2013
MARC BÜHLMANN

Der im Jahr 2015 erschienene Bericht zur Personalbefragung 2014 zeigte, dass die
Bundesangestellten mit ihrer Arbeit zufrieden waren und sich damit identifizierten.
Umfassende Personalbefragungen finden alle drei Jahre statt; dazwischen werden
Kurzevaluationen durchgeführt. Auch die Befragung im Jahr 2014, auf die sich der
Bericht 2015 stützte, war eine Vollerhebung bei insgesamt 34'438 Personen mit einer
Rücklaufquote von 63 Prozent. Der mittlere Wert von 71 auf einer Skala von 1 bis 100
zeigte eine leicht höhere generelle Arbeitszufriedenheit als noch drei Jahre zuvor (2011:
68). Die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben (68) sowie die Führungsqualität (61)
wurden etwas kritischer beurteilt und liessen sich nicht mit 2011 vergleichen, da
dazumal andere Indikatoren erhoben worden waren. 22 Prozent der Befragten
beurteilten ihre Leistung ferner als nicht adäquat entlohnt. 
Im Personalbericht wurde zudem darauf hingewiesen, dass der Frauenanteil mit 44.4
Prozent erstmals den festgelegten Sollwert überstiegen habe (44%). In den höheren
Lohnklassen war der Frauenanteil bereits 2013 über die – für diese Klassen tiefer
angesetzten – Sollwerte geklettert (Lohnklassen 24-29: 31.3%, Soll: 29%; Lohnklassen
30-38: 17.7%, Soll: 16%). 43

BERICHT
DATUM: 11.03.2015
MARC BÜHLMANN

Die im Februar 2018 präsentierte Personalbefragung 2017, die zwischen Mitte Oktober
und Mitte November 2017 mithilfe von Online- und Papierfragebogen bei 34'067
Bundesangestellten durchgeführt worden war (Rücklaufquote: 68%), zeigte im Vergleich
zu 2014 stabile Werte. Sowohl die Arbeitszufriedenheit, die auf einer Skala von 0 bis 100
einen mittleren Wert von 70 erreichte (2014: 71), als auch die empfundene Bindung (79;
2014: 80) sowie die Identifikation mit und das Engagement für den Arbeitgeber Bund
(80; 2014: 80) hatten sich verglichen mit der letzten umfassenden Personalbefragung
von 2014 kaum verändert. Eher kritisch beurteilt wurden ebenfalls ähnlich wie drei
Jahre zuvor die Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben (68; 2014: 68) und die
Führungsqualität der oberen Leitung (61; 2014: 61). Leicht geringer als 2014 war die
Bewertung der Adäquatheit der Entlohnung (65; 2014: 67), wobei die Einschätzung der
beruflichen Perspektiven unverändert bei 66 Punkten lag. 44

BERICHT
DATUM: 21.02.2018
MARC BÜHLMANN
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